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Beim Pendlerpauschale ist u. a. von Bedeutung, ob die Verwendung eines
Massenbeförderungsmittels für den Arbeitsweg zumindest hinsichtlich
der halben Wegstrecke nicht zumutbar i~t. Nach Verwaltungspraxis, Lehre
und Rechtsprechung ist dabeiv9!1 einer optilnalen J(o~\i()nzwist:hen
Individualverkehrsmittel und Massenv6rkehrsmittel auszugehen! Strittig
war bislang, ob dies auch gilt,wE!nn·d~m Arbeitnehmer ein eigenes Auto
nicht zur Verfügung steht, er also zu einer derartigen Kombination gar
nicht in der Lage ist. Ebenso strittig war, ob das "große" Pendlerpauschale .
auch dann zusteht, wenn zwar die Voraussetzungen der Unzumutbarkelt
der Verwendung eines Massenbeförderungsmittels vorliegen, der Arbeit­
nehmer aber mangels eigenen Autos dennoch den öffentlichen Verkehr
verwendet. Dies wurde in der Entscheidungspraxis des UFS einerseits

bejaht,1) andererseits verneint.2) Der VwGH hat nunmehr diese Rechtsfrage entschieden: Es
kommt auf das Vorliegen der abstrakten Voraussetzungen,. nicht aber darauf an, welches Ver­
kehrsmittel ein Arbeitnehmer tatsächlich für seinen Arbeitsweg verwendet.

~1.VwGH 24. 4. 2014. 2010/15/0156; § 16 Abs. 1 Z 6 EStG 1988
UFS 28. 7.2010, RV/0018-S/09

1. Der Fall

Der Arbeitnehmer verfügt über kein eigenes Kraftfahrzeug. Er hätte nach den von der
Abgabenbehörde zweiter Instanz getroffenen Sachverhaltsfeststellungen bei aus­
schließlicher Verwendung öffentlicher Verkehrsmittel eine Wegzeit für den täglichen Ar­
beitsweg von mehr als zweieinhalb Stunden. Fahre der Arbeitnehmer hingegen mit ei-
nem PKW zum etwa 3 km entfernten Bahnhof, würde er für den Arbeitsweg weniger als
zwei Stunden benötigen. '

Das Finanzamt gewährte nur das "kleine" Pendlerpauschale, der UFS das "große".

Der Arbeitnehmer besitze kein auf ihn zugelassenes Kfz.

"Eine Kombination von privatem Verkehrsmittel und Massenbeförderungsmittel ist ihm
daher mangels eines eigenen Fahrzeugs gar nicht möglich.

Die vom Finanzamt ins Treffen geführte typisierende Betrachtungsweise kann nach der
Überzeugung des UFS in diesem Fall nicht so weit gehen, dass die bestmögliche Kom-

2. Die Entscheidung

2.1. Die Entscheidung des UFS

~
') Etwa UFS 29. 7. 2008, RV/2018-W/08, und UFS 24. 6. 2010, RV/1060-W/10 ~,Das große Pendlerpau­

schale steht bei Vorliegen der Voraussetzungen ... unabhängig vom tatsächlich benutzten Verkehrs­
mittel zu:,, oder UFS 17.2.2011, RV/3236-W/10, und UFS 21.6.2011, RV/0920-WI11 ("Es kann
daher bei der typisierenden Betrachtungsweise keinen Unterschied machen, ob der Steuerpflichtige
über einen PKW [oder ein anderes Kfz] verfügt, um den ,Park and Ride '-Verkehr zu nützen oder nicht,
solange auf der überwiegenden Wegs/recke geeignete Massenverkehrsmittel zur Verfügung stehen. ".

2) Etwa UFS 14. 2. 20078, RV/0232-W/07 ~,Da der Pauschalabzug nach § 16 Abs. 1Z 61it. c EStG 1988
die Kosten des Individualverkehrs abgelten soll ..., erscheint er dann nicht gerechtfertigt, wenn tat­
sächlich keine solchen Kosten entstehen:', oder UFS 28. 7. 2010, RVl0018-S/09 ("Die ... typisierende
Betrachtungsweise kann ... nicht so weit gehen, dass die bestmögliche Kombination von Kfz und Mas­
senbeförderungsmittel unterstellt wird, wenn ... kein eigenes Kfz zur Verfügung steht. .,.
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